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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

Az: B 5 R 314/13 B 
 
L 18 KN 160/12 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 2 KN 41/12 (SG Köln) 
 
 
 
……………………………….., 
 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, 
Pieperstraße 14-28, 44789 Bochum, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 15. Mai 2014 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richter   Dr.  K o l o c z e k  

und   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 11. Juni 2013 wird als un-

zulässig verworfen. 

 

Die Klägerin hat die Kosten des Beschwerdeverfahrens zu tragen. 

 

Der Streitwert des Beschwerdeverfahrens wird auf 46 287,46 Euro festgesetzt. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 11.6.2013 hat das LSG Nordrhein-Westfalen einen Anspruch der Klägerin auf 

(teilweise) Nachzahlung von Rente für einen zurückliegenden Zeitraum abgelehnt. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung hat die Klägerin Beschwerde 

zum BSG eingelegt. Sie beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache und auf 

Rechtsprechungsabweichung (Divergenz). 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

- das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

- ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung be-

ruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der Erfordernisse 

des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). 

 

Die Klägerin hält "die Frage der verfassungskonformen Auslegung der §§ 37, 34 und 38 

VersAusglG" für grundsätzlich bedeutsam. 

 

Mit dieser Frage hat die Klägerin die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache nicht dargetan. 

Sie hat keine abstrakt-generelle Rechtsfrage zum Anwendungsbereich einer revisiblen Norm 
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(§ 162 SGG) gestellt. Insbesondere lässt sie offen, welches gesetzliche Tatbestandsmerkmal 

der genannten Normen ausgelegt werden soll, um die Rechtseinheit zu wahren oder das Recht 

fortzubilden. Es ist nicht Aufgabe des Beschwerdegerichts, die Beschwerdebegründung darauf 

zu analysieren, ob sich ihr eine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung entnehmen ließe 

(vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 26 S 48). 

 

Darüber hinaus hat es die Klägerin versäumt, die Klärungsfähigkeit, dh Entscheidungserheblich-

keit, schlüssig darzutun. Klärungsfähig ist eine Rechtsfrage nur, wenn sie gerade für den zu 

entscheidenden Fall rechtserheblich ist. Dies setzt voraus, dass es für die Entscheidung des 

vorliegenden Rechtsstreits auf die Beantwortung der aufgeworfenen Rechtsfrage ankommt und 

die Entscheidung bei Zugrundelegung der Rechtsauffassung des Beschwerdeführers in seinem 

Sinne hätte ausfallen müssen. Kann mangels entsprechenden Vortrags nicht ausgeschlossen 

werden, dass der geltend gemachte Anspruch unabhängig vom Ergebnis der angestrebten 

rechtlichen Klärung womöglich am Fehlen einer weiteren, bisher unbeachtet gebliebenen An-

spruchsvoraussetzung scheitern müsste, fehlt es an der Darlegung der Entscheidungserheb-

lichkeit und damit der Klärungsfähigkeit der aufgeworfenen Rechtsfrage (BSG SozR 4-1500 

§ 160a Nr 5 RdNr 3 mwN). Ein Beschwerdeführer hat daher den nach seiner Auffassung vom 

Revisionsgericht einzuschlagenden Weg der Nachprüfung des angefochtenen Urteils und dabei 

insbesondere den Schritt darzustellen, der die Entscheidung der als grundsätzlich bezeichneten 

Rechtsfrage notwendig macht (BSG SozR 1500 § 160a Nr 31 S 48). Hieran fehlt es. 

 

Die Klägerin gibt bereits nicht den der Berufungsentscheidung zugrunde liegenden, vom LSG 

festgestellten Sachverhalt wieder. Zwar schildert sie im Rahmen der Beschwerdebegründung 

bruchstückhaft einen Sachverhalt. Ob die dort angegebenen Tatsachen auf Feststellungen des 

Berufungsgerichts beruhen, ist den Ausführungen der Klägerin nicht zu entnehmen. Fehlt jedoch 

die maßgebliche Sachverhaltsdarstellung, wird das Beschwerdegericht nicht in die Lage ver-

setzt, allein anhand der Beschwerdebegründung zu beurteilen, ob die als grundsätzlich erach-

tete Rechtsfrage entscheidungserheblich ist. Es ist nicht Aufgabe des Beschwerdegerichts, 

anhand der vorliegenden Akten selbst zu prüfen, ob die aufgeworfene Rechtsfrage für den 

Rechtsstreit entscheidungserheblich sein kann. 

 

Auch die Rüge der Rechtsprechungsabweichung (Divergenz) kann keinen Erfolg haben. 

 

Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG liegt vor, wenn die tragenden abstrakten Rechtssätze, 

die zwei Entscheidungen zugrunde gelegt worden sind, nicht übereinstimmen. Sie kommt nur 

dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abweichung von 

einem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG aufge-

stellt hat. Eine Abweichung liegt folglich nicht schon dann vor, wenn die Entscheidung des LSG 

nicht den Kriterien entspricht, die das BSG aufgestellt hat, sondern erst, wenn das LSG diesen 

Kriterien widersprochen, also andere rechtliche Maßstäbe entwickelt hat. Nicht die Unrichtigkeit 

9 

10 

11 

12 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 - 

 

 

  

- 5 - 

der Entscheidung im Einzelfall, sondern die Nichtübereinstimmung im Grundsätzlichen begrün-

det die Zulassung der Revision wegen Abweichung. Darüber hinaus verlangt der Zulassungs-

grund der Divergenz, dass das angefochtene Urteil auf der Abweichung beruht. Bezogen auf die 

Darlegungspflicht bedeutet das vorstehend Gesagte, dass die Beschwerdebegründung erken-

nen lassen muss, welcher abstrakte Rechtssatz in der höchstrichterlichen Entscheidung enthal-

ten ist und welcher im Urteil des LSG enthaltene Rechtssatz dazu im Widerspruch steht; ferner 

muss aufgezeigt werden, dass auch das Revisionsgericht die oberstgerichtliche Rechtspre-

chung in einem künftigen Revisionsverfahren seiner Entscheidung zugrunde zu legen haben 

wird (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 72 mwN). Diesen Darlegungserforder-

nissen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Die Klägerin macht geltend, "das LSG vertrete die Auffassung, der von ihm aus den §§ 38 

Abs 2, 34 Abs 3 VersAusglG gefolgerte Ausschluss des 'rückwirkenden Rückausgleichs' ver-

stieße nicht gegen die Art 3 Absatz 1, 14 Absatz 1 oder 20 Absatz 3 GG und insbesondere nicht 

gegen die genannte Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts". Dem werde im Hinblick auf 

die - in der Beschwerdebegründung auf S 4 zitierten - Ausführungen des BVerfG im Urteil vom 

28.2.1980 (BVerfGE 53, 257, 289) widersprochen. 

 

Die Klägerin versäumt es bereits, aus der Entscheidung des BVerfG und dem angefochtenen 

Berufungsurteil tragende abstrakte Rechtssätze herauszuarbeiten und so einander gegenüber-

zustellen, dass die Abweichung erkennbar wird. Einen Rechtssatz des BVerfG gibt die Be-

schwerdebegründung überhaupt nicht wieder. Dies gilt auch für die weiter zitierten Entscheidun-

gen des BSG vom 20.3.2013 - B 5 R 2/12 R - und des BVerfG (BVerfGE 80, 297). 

 

Zudem versäumt es die Beschwerdebegründung hinreichend darzulegen, dass das BVerfG in 

der herangezogenen Entscheidung auf der Grundlage des darin angeblich aufgestellten Rechts-

satzes eine Fallkonstellation, die mit derjenigen der Klägerin vergleichbar ist, anders entschie-

den hat als das LSG im angegriffenen Urteil. Dafür genügt es nicht, isoliert einzelne Sätze aus 

den Entscheidungen des Berufungsgerichts und des BVerfG zu zitieren. Vielmehr ist der Kontext 

darzustellen, in dem die angeblich divergierenden Rechtssätze jeweils stehen (vgl hierzu zB 

Senatsbeschluss vom 13.12.2012 - B 5 R 254/12 B - BeckRS 2013, 65382 RdNr 9 sowie BSG 

Beschluss vom 7.2.2007 - B 6 KA 56/06 B - BeckRS 2007, 41946 RdNr 10 mwN). Zum Kontext 

beider Entscheidungen ist der Beschwerdebegründung aber schon deshalb nichts zu entneh-

men, weil sie nicht im Einzelnen darlegt, ob der geschilderte Sachverhalt dem festgestellten 

Sachverhalt des LSG entspricht und welcher Sachverhalt der Entscheidung des BVerfG zu-

grunde liegt, um beurteilen zu können, welche rechtlichen Aussagen diese Gerichte wirklich 

getroffen haben. Eine konkrete Sachverhaltsdarstellung beider Entscheidungen gehört aber zu 

den Mindestvoraussetzungen, um die Entscheidungserheblichkeit der Divergenzrüge prüfen zu 

können. Denn eine die Rechtseinheit gefährdende Abweichung kann nur bei gleichem oder ver-

gleichbarem Sachverhalt vorliegen. 
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Soweit die Klägerin im Kern ihres Vorbringens das Ergebnis der Beweiswürdigung (§ 128 Abs 1 

S 1 SGG) des LSG angreift, kann eine Verfahrensrüge nach der ausdrücklichen Regelung des 

§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG hierauf nicht gestützt werden. Auch die - vermeintli-

che - inhaltliche Unrichtigkeit der Berufungsentscheidung kann mit der Nichtzulassungsbe-

schwerde nicht angegriffen werden (BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). Von einer weiteren Begrün-

dung wird abgesehen, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der Voraussetzungen der Revi-

sionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 197a Abs 1 S 1 Teils 3 SGG iVm einer entsprechenden 

Anwendung der §§ 154 ff VwGO. Danach hat die Klägerin die Kosten des erfolglos eingelegten 

Rechtsmittels zu tragen (§ 154 Abs 2 VwGO).  

 

Die Festsetzung des Streitwerts folgt aus § 197a Abs 1 S 1 Teils 1 SGG iVm § 40, § 47 Abs 1 

S 1 und Abs 3, § 52 Abs 1 und 3, § 63 Abs 2 S 1 GKG.  
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